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PID grundsätzlich verbieten – wenige Ausnahmen klar regeln
Position zur Präimplantationsdiagnostik (PID)
Der Bundesgerichtshof hat am 6. Juli 2010 entschieden, dass eine bestimmte Form der Präimplantationsdiagnostik (PID) erlaubt ist. Der mit dem Urteil jetzt vorhandene Handlungsspielraum wird in allen jetzt vorliegenden Bundestagsanträgen als zu weitgehend kritisiert. Die PID muss grundsätzlich verboten werden. Daran sind wir uns alle einig! Die Anträge unterscheiden sich jedoch darin, ob und wie die Ausnahmen geregelt werden sollen. Folgende Positionen werden vertreten:
· Keine Ausnahmen, absolutes Verbot (17/5450),

· Ausnahmen vom Verbot in Fällen ärztlich festgestellter hochwahrscheinlicher Fehl- oder Totgeburten oder Sterblichkeit im ersten Lebensjahr des Kindes (17/5452),
· Ausnahmen vom Verbot nach Beratung und Aufklärung durch eine Ethik-Kommission in Fällen ärztlich festgestellter hochwahrscheinlicher Fehl- oder Totgeburten und in Fällen von bei beiden Elternteilen vorhandener Veranlagung für eine schwerwiegende Erbkrankheit (17/5451).
Unter anderem gemeinsam mit Petra Sitte, von der ich in diesem Thema sehr viel gelernt habe, mit Gregor Gysi, Nicole Gohlke, Sabine Zimmermann und Christine Buchholz habe ich den Antrag 17/5451 unterzeichnet. Ich möchte, dass die PID in voraussichtlich wenigen, vor allem aber in klar definierten Ausnahmefällen für jene Paare ermöglicht wird, die eine diagnostizierte erbliche, schwerwiegende Krankheit, eine eindeutige, monogenetische Anlage für schwerste Behinderungen haben, oder die aufgrund von Fehl- und Totgeburten eine hohe Wahrscheinlichkeit für eine erbliche Chromosomenstörung haben. Das Wohl des geborenen Lebens, in diesem Falle der Paare, die sich in einer ausgesprochen schwierigen Lebenssituation und Gewissensentscheidung befinden, liegt mir besonders am Herzen. Warum?
Ja zum Kinderwunsch – Nein zur Eugenik von unten
Wer Kinder möchte, sollte Kinder bekommen können. Aber nicht um jeden Preis. Ausschlaggebend ist für mich dabei die Motivation der Paare für eine PID. Erfahrungsberichte zeigen, dass die Betroffenen, die über eine PID nachdenken, sich in schweren Konfliktlagen befinden und oft zwischen der Entscheidung für oder gegen eine Schwangerschaft stehen.
Häufig haben sie bereits ein schwerkrankes oder aber ein schwerbehindertes, bisweilen auch ein schwerstmehrfachbehindertes Kind und trauen es sich nicht zu, die Betreuung und Pflege für ein zweites zu leisten. Schließlich scheitert der Kinderwunsch bei einem Teil der Frauen an wiederholten Fehlgeburten. Hier könnte die PID bei der Klärung der Ursachen dafür helfen. Nur und ausschließlich für diese schwierigen Konfliktlagen will der Gesetzentwurf, den ich mit eingebracht habe, Abhilfe leisten. Deswegen plädiere ich für eine sorgsame Einzelfallabwägung, bei der sowohl die gesundheitliche Diagnose als auch die psychosoziale Situation der Paare berücksichtigt werden möge. Die Einzelfallabwägung soll in mehreren Schritten erfolgen. Es ist Konsens, dass es eine Pflicht zur unabhängigen Beratung der Paare vor und nach der PID geben soll. Ob dann eine Zulassung erfolgt, soll verpflichtend eine Ethikkommissionen aus Medizinerinnen und Medizinern, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern und Ethikerinnen und Ethikern in Zusammenarbeit mit den psychologischen Beratungsstellen abschließend entscheiden.

Das Selbstbestimmungsrecht der Frau

Ein ausgesprochen wichtiges Argument ist für mich das Selbstbestimmungsrecht der Frau. Die Pränataldiagnostik in der Schwangerschaft erlaubt nach der derzeit Rechtslage bei Gefahr für die körperliche oder psychische Gesundheit der Frau im Ernstfall einen Abbruch, also auch Spätabbrüche in der letzten Phase der Schwangerschaft. Diese Regelung gilt, da Frauen diejenigen sind, die an Früh- und Totgeburten leiden und bei Trennungen meist die Verantwortung für die Betreuung schwerstkranker oder von Kindern mit Behinderungen übernehmen. Die gleichen Argumente sollen auch für die geregelten Ausnahmen vom PID-Verbot gelten. Schließlich kann sich eine Frau bei einer künstlichen Befruchtung jederzeit gegen die Einsetzung auch eines unbelasteten Embryos entscheiden. Hinzu kommt, dass die erzeugten Embryonen vor der Einsetzung in die Gebärmutter immer schon dem Aussehen nach auf ihre Gesundheit hin bewertet und ggf. verworfen werden. Zulässig war auch schon immer die Polkörperdiagnostik am Embryo, die aber nur das mütterliche Erbmaterial erfassen kann.

Im Übrigen schließt die vorgeschlagene PID-Ausnahmeregelung eine Diagnose von beispielsweise Trisomie 21 aus, die heute eine zentrale Rolle bei der Pränataldiagnostik (PND) Schwangerschaft spielt. Denn Trisomie 21 – früher Downsyndrom genannt - wird nach dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Medizin nicht als schwerwiegende Behinderung betrachtet, da es für die Betroffenen und ihre Eltern gute Unterstützungs- und Entwicklungsmöglichkeiten gibt. Das halte ich für richtig und das möge so bleiben.
Internationale Erfahrungen zeigen: Ausnahmen bleiben Ausnahmen

Eine vergleichbare Lösung wie in unserem Gruppenantrag vorgeschlagen, wird in Frankreich seit etwa zehn Jahren angewandt und hat im Laufe der Zeit nicht zu einer spürbaren Erhöhung der PID-Zulassungen geführt. Es sind stabil nur wenige hundert Paare jährlich, die eine PID machen dürfen. Schätzungen für Deutschland gehen von 200 bis 600 Paaren jährlich aus, abhängig von den rechtlichen Voraussetzungen. Zum Vergleich: In Deutschland gab es im Jahre 2009 rund 650.000 Geburten und 2008 gab es 45.000 künstliche Befruchtungen und 10.000 aus künstlichen Befruchtungen geborene Kinder. Ich sehe daher keine Veranlassung dafür, dass die Praxis der PID zu ihrer automatischen Ausweitung führt. Diese zwar verständliche Befürchtung übersieht aus meiner Sicht die strengen rechtlichen Regelungen, die für eine Zulassung künftig notwendig werden, sollte der Gesetzentwurf eine Mehrheit erhalten. Zum anderen unterschätzt sie die Strapazen, die eine künstliche Befruchtung psychisch und körperlich für eine Frau bedeutet. Dass Frauen sich in Zukunft massenhaft solchen Qualen unterziehen werden, ohne unfruchtbar zu sein, sondern nur um ein geringes Krankheitsrisiko o.ä. für ihr Neugeborenes zu vermeiden, ist aus meiner Sicht nahezu nicht vorstellbar. Im Übrigen ist die PID ein sehr teures Verfahren, über dessen Kostenrückerstattung durch die Kassen noch diskutiert werden muss.

Es geht nicht um Selektion oder Nicht-Selektion
Hinzu kommt, dass nach geltender Rechtslage eine Frau sich bei der künstlichen Befruchtung jederzeit gegen die Einsetzung auch eines „unbelasteten“ Embryos entscheiden darf. De facto unterscheidet der Gesetzgeber also bereits zwischen den Rechten des Embryos vor und nach seiner Einnistung. Auch die sogenannte "Pille danach" ist erlaubt, die die Einnistung verhindern soll. Hinzu kommt, dass die erzeugten Embryonen vor der Einsetzung in die Gebärmutter immer schon dem Aussehen nach auf ihre Gesundheit hin bewertet und ggf. verworfen werden. Zulässig war auch schon immer die Polkörperdiagnostik am Embryo – das ist die Untersuchung des mütterlichen Erbmaterials. Und last not least: Bei acht erzeugten Keimzellen werden in jedem Fall welche ausgewählt werden, weil niemals acht in die Gebärmutter eingesetzt werden. In diesem Falle unter den oben genannten Bedingungen Sorge dafür zu tragen, dass präventiv die Wahrscheinlichkeiten schwerer und schwerster Behinderungen minimiert werden, erscheint mir im Interesse der Eltern, vor allem der Frau, und des künftigen Kindes nach sorgsamer Abwägung vertretbar zu sein.
Fazit: Die klar geregelten Ausnahmen von dem PID-Verbot werfen vor dem Hintergrund dessen, was unser Recht heute zulässt, unsere Gesellschaft und ich selbst für ethisch vertretbar halten, aus meiner Sicht keine neuen ethischen Probleme auf, können aber Paaren aus einer besonders schwierigen seelischen Notlage heraushelfen.
Matthias W. Birkwald, 21. Juni 2011
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